
Stadt Esens
Fachbereich 1 - Allgemeine Verwaltung

Vorlagen-Nr.
ST/406/2014

   

SITZUNGSVORLAGE

öffentlich

  Beratungsfolge Sitzungstermin

Rat der Stadt Esens 23.06.2014

Betreff:

Kommunale Entlastungsstraße Bensersiel;
Antrag der Gruppe CDU/BfB vom 31.03.2014

 
Sachverhalt:

Mit Schreiben vom 31.03.2014 beantragt die Gruppe CDU/BfB:

1. das Vertragsverhältnis mit dem bisherigen Rechtsberater Prof. Dr. Stüer mit sofortiger Wir-
kung zu beenden,

2. nach vollzogener Trennung von Prof. Dr. Stüer eine Abstimmung im Rat, ob die Stadt Esens
nach Bewertung der Beweislage Schadenersatzansprüche wegen Falschberatung gegenüber
dem Rechtsbeistand erhebt, und

3. die Benennung einer Arbeitsgruppe (Untersuchungsausschuss), in der alle Fraktionen/Grup-
pen, Parteien mit mindestens einem Mitglied vertreten sein sollen.

zu 1.
Zuständig für die Beendigung des Vertragsverhältnisses ist der Verwaltungsausschuss, da es 
sich nicht um eine Aufgabe handelt die gem. § 58 NKomVG dem Rat explizit zugewiesen ist 
und diese Aufgabe auch nicht gem. § 85 NKomVG in die Zuständigkeit des HVB fällt.

zu 2.
Sollte der VA die Beendigung des Vertragsverhältnisses wie beantragt beschließen, würde die
Erhebung von Schadensersatzansprüchen ebenfalls in der Zuständigkeit des VA liegen. Da die
Antragsteller  ausdrücklich  eine Abstimmung im Rat  beantragen,  ist  dies  gem.  §  58 Abs.  3
NKomVG als Vorbehaltsbeschluss zu werten. Diese Entscheidung muss der Rat treffen, nach-
dem eine Entscheidung zu 1. getroffen wurde.
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zu 3.
Gem. § 71 NKomVG kann der Rat aus der Mitte der Abgeordneten beratende Ausschüsse bil-
den. Diese Ausschüsse können zur Vorbereitung von Beschlüssen gebildet werden. Ebenso ist 
die Bildung von Unterausschüssen, Arbeitsgruppen, Beiräten, Kommissionen und ähnlichen 
Einrichtungen für den Rat, gestützt auf § 58 Abs. 1 Nr. 2 NKomVG und seine Geschäftsord-
nungsautonomie, zulässig. Untersuchungsausschüsse der Vertretung nach Art von parlamenta-
rischen Untersuchungsausschüssen sind nicht zulässig, weil es Sache des HVB ist, Ermittlun-
gen über das Verhalten von Bediensteten der Kommune gegenüber einzelnen Bürgern durch-
zuführen. 

 
 

Esens, den  10.06.2014

(Hilko Mannott)

Abstimmungsergebnis:
Fachausschuss Ja: Nein: Enth.:
VA Ja: Nein: Enth.:
Rat Ja: Nein: Enth.:

 
Anlagenverzeichnis:

Antrag BfB CDU Untersuchungsausschuss Entlastungstraße
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